
Niederschrift 

aufgenommen bei der am Dienstag, dem 29. März 2022, um 19:00 Uhr in der Turn- und 
Mehrzweckhalle, Kirchenplatz 2, stattgefundenen Sitzung des Gemeinderates zu 
Wulkaprodersdorf, welcher eine ordnungsgemäße Einladung gem. § 36 (2) der Bgld. 
Gemeindeordnung vorausgegangen ist. 

Anwesend: Bürgermeister Friedrich Zarits, VBgm Rene Pint sowie Birgit Dragschitz, Udo 
Borchers, Sabine Szuppin und Helmut Schuster als Vorstandsmitglieder, Ing. 
Franz Mariel, Melitta Handl, Andreas Hand!, Andreas Szuppin, Martin Kaiser, 
Viktor Mariel, Manuel Bernhardt MA, Pascal Paar, Anita Marx, Peter Pint, DI (FH) 
Wolfgang Zeichmann, Mag. Margarethe Krojer, Gerhard Wukovatz sowie Ing. 
Michael Semeliker als Gemeinderäte. 

GOAR Ferdinand Wutschitz als Schriftführer 

Abwesend: GV Elisabeth Szuppin MA, entschuldigt 

Ersatz-GR: Michael Dragschitz für GV Elisabeth Szuppin MA 

Vorsitzender eröffnet die Sitzung, konstatiert die Beschlussfähigkeit der Anwesenden und 
ersucht um Nominierung der Beglaubiger für die gegenst. Niederschrift. 

Seitens der ÖVP wird GR Andreas Hand! und seitens der SPÖ wird GR DI (FH) Wolfgang 
Zeichmann, nominiert. 

Vor Eingang in die TO weist der Vorsitzende auf die in Zusammenhang mit der Covid-19 Krise, 
gemeinsam mit der Einladung, übermittelten und angepassten Hinweise (FFP2-Masken) hin 
und ersucht unter Hinweis auf die auch für diese Sitzung bestätigten Vorgaben des Landes um 
entsprechende Einhaltung und einen zügigen Sitzungsverlauf. 

Im Anschluss weist er darauf hin, dass so, wie im GV berichtet, der RA 2021 aufgrund der 
Erkrankungen von AL F. Wutschitz und VB G. Wutschitz leider nicht fertiggestellt werden 
konnte und somit eine Behandlung und Auflage erst im April erfolgen wird. 

Tagesordnung: 

01} Protokollgenehmigung 
02} Vergabe der grabungslosen Kanalsanierungsarbeiten 
03} Projekt „Mittendrin" - Stellplatzverpflichtung und Bereitstellung von Flächen - 

Abänderung des Grundsatzbeschlusses vom 16.12.2021 
04} Neubaugasse - Übernahme einer Teilfläche in das öffentliche Gut und Erlassung der 

Widmungsverordnung 
05} Ankauf der Liegenschaft Untere Gartengasse 6 - Beschlussfassung 

1 von 12 



l 

06) Personalangelegenheiten - Aufnahme eines Gemeindearbeiters und Behandlung 
diverser Ansuchen 

07) Berichte 
a) der Obmänner/-frauen 
b) allgemein 

08) Allfälliges 

01) Protokollgenehmigung 

Vorsitzender führt aus, dass die Niederschrift und die gesonderte Niederschrift der GR-Sitzung 
vom 16.12.2021 verfasst wurden und stellt die Anfrage, ob jemand gegen die 
Verhandlungsschriften inhaltliche Einwendungen erheben will. 

Nachdem dies nicht der Fall ist, erklärt der Vorsitzende die Niederschrift und die gesonderte 
Niederschrift der GR-Sitzung vom 29.04.2021 gem. § 6 (3) der Geschäftsordnung als 
genehmigt. 

02) Vergabe der grabungslosen Kanalsanierungsarbeiten 

Vorsitzender führt aus, dass die erforderliche Sanierung des Kanalsystems der Gemeinde 
mehrfach besprochen wurde und im Vorjahr auch mit den Sanierungsarbeiten in der 
konventionellen Form begonnen wurde. Im Vorjahr wurde auch festgelegt, dass die 
grabungslosen Sanierungsarbeiten ausgeschrieben werden sollen, was über das Büro Bichler 
& Kolbe, Eisenstadt auch erfolgt ist. Es wurden 6 Angebote abgegeben, die vom 
Ausschreibungsbüro auch geprüft wurden und als Billigstbieter scheint die RohrSanierung & 
Bau GmbH, Altmünster mit einer Nettoanbotsumme von € 446.989,41 auf und er stellt den 
TO-Punkt zur Diskussion. 

Da es zu keinen Wortmeldungen kommt, stellt er den Antrag, aufgrund des vorliegenden 
Prüfberichtes des Büros Bichler & Kolbe die RohrSanierung & Bau GmbH, Altmünster mit den 
grabungslosen Kanalsanierungsarbeiten im Ortsgebiet mit einer Nettoanbotsumme von € 
446.989,41 zu beauftragen. 

BI.ZI. 01/2022 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, aufgrund des vorliegenden Prüfberichtes des Büros 
Bichler & Kolbe die RohrSanierung & Bau GmbH, Altmünster mit den grabungslosen 
Kanalsanierungsarbeiten im Ortsgebiet mit einer Nettoanbotsumme von € 446.989,41 zu 
beauftragen. 

03) Projekt ,,Mittendrin" - Stellplatzverpflichtung und Bereitstellung von Flächen ­ 
Abänderung des Grundsatzbeschlusses vom 16.12.2021 
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Vorsitzender bringt einleitend grob den Beschluss der letzten Sitzung vom 16.12.2021, BI.ZI. 
30/2021 dem Gemeinderat zur Kenntnis und führt aus, dass die Betreiber des Projektes ein 
neues Konzept vorgelegt haben und nunmehr 24 Stellplätze auf eigenem Grund zur Verfügung 
stellen und weitere 6 Parkplätze sollen auf der unter Punkt 1) des gegenständlichen 
Beschlusses definierten Teilfläche geschaffen werden. Demzufolge wären die Punkte 2) und 
3) des gegenständlichen Beschlusses ersatzlos aufzuheben und er ersucht um 
Wortmeldungen. 

GV Sabine Szuppin führt an, dass die UDW ihre Meinung zu der Bereitstellung von öffentlichen 
Flächen für das gegenst. Projekt nicht geändert hat, weil man der Meinung ist, dass die 
öffentlichen Flächen nach wie vor für die benötigten Parkflächen (30 Wohnungen bewirken 
eine Verdoppelung des Ist-Standes in der OG) in der Oberen Hauptstraße und Oberen 
Gartengasse nicht ausreichen werden. Ein wesentlicher Punkt dieses TO-Punktes ist nun die 
Aufhebung des Punktes 3) des gegenst. Beschlusses und es entfällt damit die Verpflichtung für 
die Betreiber 10 Parkplätze in der OH zu errichten. Diese Parkplätze wird man aber benötigen 
um den Bedarf abzudecken. 

Bürgermeister erwidert, dass mit der Aufhebung dieses Punktes ja nicht gesagt ist, dass 
grundsätzlich keine Parkplätze in diesem Bereich errichtet werden, weil diese ja auch im 
Grobkonzept von Ing. Graf aufscheinen (Anrainer, Besucher, Gewerbe, ... ). 

Es entwickelt sich eine kurze Diskussion darüber, dass im unmittelbaren Bereich des Projektes 
ca. 30 Parkplätze und im weiteren Bereich über Verkehrsberuhigungs-maßnahmen in 
Abstimmung mit dem Land (Begegnungszone bis zum Kirchenplatz, ... ) weitere Parkflächen 
geschaffen werden sollen. 

GV Sabine Szuppin führt des Weiteren an, dass in der letzten Sitzung ein Beschluss über das 
Gstk.Nr. 59 gefasst wurde, das auf Grundlage eines Optionsvertrages mit einem 
dahinterliegenden Grundstück mit DI Artner getauscht werden soll. Hier sind aber noch nicht 
alle Voraussetzungen dafür seitens der Gemeinde erfüllt worden, weil einerseits die 
Widmungsfläche zu gering aufscheint und andererseits eine Widmungsbefristung bis zum Jahr 
2028 im Flächenwidmungsplan aufscheint. Die Gemeinde ist hier ihrer Meinung nach daher 
einerseits säumig, andererseits werden bereits Beschlüsse über dieses Grundstück gefasst und 
auch das Verkehrskonzept zeigt die Notwendigkeit dieser Flächen als Parkflächen auf. 

AL führt dazu aus, dass die Fehler, die hier augenscheinlich passiert sind schwer 
nachzuvollziehen sind und dass mit dem Raumplanungsbüro AIR mehrfach diesbezüglich 
Kontakt aufgenommen wurde. Der Mitarbeiter, der dieses Widmungsänderungsverfahren 
betreut hat ist zwischenzeitlich nicht mehr im Büro AIR beschäftigt. Es wurde der Sachverhalt 
daher mit GF DI Schmidtbauer besprochen und ihm erklärt, dass hier niemals von einer 
Befristung gesprochen wurde und auch seitens der Gemeinde nicht nachvollzogen werden 
kann, warum diese aufscheint, weil ja die Umwidmung nach dem alten und nicht nach dem 
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mittlerweile geltenden Raumplanungsgesetz erfolgt ist und eine Befristung im damals 
geltenden Gesetz nicht zwingend vorgesehen war. Außerdem ist nicht nachzuvollziehen, 

warum im Falle eines Tausches für ein Baugrundstück, für das keine befristete Widmung 
vorgelegen ist nunmehr plötzlich eine Befristung erforderlich sein sollte, was eine 

Schlechterstellung bedeuten würde. Bezüglich der zu geringen Widmungsflächen wurde 
seitens des Büros AIR argumentiert, dass man sich nach den neuen HQ 100 Linien orientiert 

hat. Das kann aber insofern nicht zutreffen, als die jetzt berücksichtigte HQ Linie nicht hinter, 
sondern vor dem errichteten Damm liegt. Dieser Punkt wurde auch in einem Gespräch von DI 
Bodi (aqua alta) bestätigt und es liegt genau dazu auch ein Teilungsplan des Büros Jobst vor, 

der einerseits bei den Beschussfassungen im GR vorgelegen ist und andererseits gemeinsam 
mit dem ursprünglichen Optionsvertrag dem Büro AIR zur Verfügung gestellt wurde. Das Büro 

AIR wurde daher aufgefordert umgehend die erforderlichen Maßnahmen zur Richtigstellung 

(Abklärung mit der Raumplanungsabteilung) einzuleiten. 

Bürgermeister ergänzt, dass auch am kommenden Donnerstag ein Gespräch mit DI Artner 
erfolgen soll, um die weiteren Schritte abzuklären. Es wird jedenfalls alles unternommen 

werden um die Bedingung der Tauschoption zu erfüllen. 

GR Mag. Krojer führt an, dass es aufgrund des geplanten Wohnprojektes in der Oberen 
Gartengasse zu einer Verdoppelung der dort wohnenden Personen kommen wird, man aber, 
der Bgld. BauVO entsprechend, nur einen Parkplatz pro Wohnung berücksichtigt hat. Dies wird 
ihrer Meinung nach zu einer negativen chaotischen Entwicklung führen, weil ja Statistiken 
aufzeigen, dass die vorgesehenen Parkflächen nicht ausreichen werden. 

Bürgermeister erwidert, dass das nicht Gegenstand des Tagesordnungspunktes ist und es 
durch die nunmehr geplante Errichtung der Parkflächen auf eigenem Grund zu einer 
Verbesserung der Situation kommen wird. Außerdem soll es ja auch zu einer Umgestaltung 

der Gartengasse in diesem Bereich kommen. 

Nach weiterer kurzer Diskussion, stellt der Vorsitzende den Antrag, der Abänderung des 

Grundsatzbeschlusses vom 16.12.2021, BI.ZI. 30/2021 betreffend Projekt Mittendrin ­ 
Stellplatzverpflichtung und Bereitstellung von Flächen in der Form positiv gegenüberzutreten, 
dass die Punkte 2) und 3} des gegenständlichen Beschlusses ersatzlos aufgehoben werden. 

BI.ZI. 02/2022 

Der Gemeinderat beschließt mit 18:3 Stimmen (1 Gegenstimme: GR Mag. Krojer, 2 
Stimmenthaltungen: GV Szuppin Sabine und GR Wukovatz), der Abänderung des 
Grundsatzbeschlusses vom 16.12.2021, BI.ZI. 30/2021 betreffend Projekt Mittendrin ­ 
Stellplatzverpflichtung und Bereitstellung von Flächen in der Form positiv gegenüberzutreten, 
dass die Punkte 2) und 3) des gegenständlichen Beschlusses ersatzlos aufgehoben werden. 
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04) Neubaugasse - Übernahme einer Teilfläche in das öffentliche Gut und Erlassung der 

Widmungsverordnung 

Im Bereich der Neubaugasse soll auf Grundlage der Vermessungsurkunde der 
Vermessungskanzlei Jobst GZ.: 17851/22 vom 09.02.2022 eine Teilfläche im Ausmaß von 29 
m2 kostenlos abgetreten und in das öffentliche Gut EZ 3 durch Erlassung einer entsprechenden 
Widmungsverordnung übernommen werden. 

Da es zu keinen Wortmeldungen kommt, ersucht der Vorsitzende um Beschlussfassung. 

BI.ZI. 03/2022 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, auf Grundlage der Vermessungsurkunde der 
Vermessungskanzlei Jobst GZ.: 17851/22 vom 09.02.2022 eine Teilfläche im Ausmaß v. 29 m? 
kostenlos in das öffentliche Gut EZ 3, KG Wulkaprodersdorf zu übernehmen und erlässt in 
diesem Zusammenhang nachstehende 

Verordnung 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf vom 29. März 2022, betreffend die 
Widmung öffentlichen Gutes im Bereich der Kirchengasse 

Gem. $ 64 Abs. 1 Bgld. GO wird verordnet: 

§ 1 

Nachstehende Teilflächen werden aufgrund des Teilungsplanes des staatl. befugten und 
beeideten lngenieurkonsulent für Vermessungswesen, Dipl.-Ing. Jobst, 7000 Mattersburg, GZ 
17851/22 vom 09.02.2022 in das öffentliche Gut gewidmet: 

Abschreibung von Zuschreibung zu 

EZ Gstk.Nr. bez. d. Fläche EZ unter Verein. mit 
Trennst. in m2 Gstk. Nr. 

1635 2366/10 1 29 3 2384 

52 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. 

OS) Ankauf der Liegenschaft Untere Gartengasse 6 - Beschlussfassung 

Vor Behandlung dieses Tagesordnungspunktes erklärt sich der Vorsitzende als befangen im 
Sinne des § 49 (1) Bgld. GO und übergibt den Vorsitz an den Vizebürgermeister. 
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Dieser führt aus, dass es sich bei der Liegenschaft um das Grundstück neben dem Kindergarten 

handelt, auf dem sich ein Gebäudebestand befindet, der nach 1955 errichtet wurde. Das 

Grundstück würde sich für eine Kindergartenerweiterung anbieten, was ja schon mehrfach in 
der Vergangenheit angesprochen wurde. Derzeit befinden sich ca. 100 Kinder im Kindergarten 
und in der näheren Zukunft sollte eine leichte Entspannung eintreten, sodass sich ein akuter 
Ankaufsbedarf nicht zwingend ergibt. Erst wenn die Zahl der Kinder über 119 steigen würde, 

würde die vorhandene Außenspielfläche nicht mehr ausreichen, weil eine fünfte Gruppe dann 
benötigt werden würde. 

Ein Verkaufsangebot der Eigentümer liegt vor und beläuft sich auf € 160.000,-- für das ca. 800 
m2 große Grundstück. Es ergibt sich somit ein Verkaufspreis von € 200,--/m, der im Hinblick 

darauf, dass die Gebäudeteile für die Gemeinde nicht relevant sind, durch die Abbruchkosten 

noch weiter ansteigen würde. 

In weiterer Folge bringt er vor, dass man den geplanten Ankauf seitens der SPÖ-Fraktion etwas 
differenzierter sieht. Die Grundstückspreise steigen in Wulkaprodersdorf stetig an. Zuletzt 

wurden bereits Baugrundstücke um mehr als€ 140,--/m2 verkauft. Etwa zur selben Zeit wurde 

seitens der Gemeinde die Liegenschaft OH 62 mit ca. 950 m? um ca.€ 58.000,--, also mit einem 

Quadratmeterpreis von ca. € 62,-- verkauft. Daher ist der Ankauf der Liegenschaft um einen 
Quadratmeterpreis von mehr als € 200,-- ohne vorliegendem Gutachten für die SPÖ nicht 
vertretbar. 

Im Vorfeld zu dieser Sitzung hat er mit dem Grundeigentümer der gegenst. Liegenschaft ein 

sehr gutes Gespräch geführt und dieser hat auch erklärt, dass die Einholung eines Gutachtens 
für ihn in Ordnung ist und er bis Ende April (geplante GR-Sitzung zur Behandlung des RA) dazu 
steht. Seitens der SPÖ wird daher folgender Abänderungsantrag eingebracht: 

Jeder Kauf bzw. Verkauf von Grundstücken durch die Gemeinde sollte nach objektiven und 
transparenten Kriterien erfolgen. Der Ankauf der Liegenschaft Untere Gartengasse 6 mit der 
vorliegenden Kaufoption liegt im öffentlichen Interesse und muss daher, nach Rücksprache mit 
dem Grundeigentümer (was erfolgt ist), zu marktüblichen Kriterien begutachtet werden. Die 
Kosten der Begutachtung werden von der Gemeinde übernommen. Nach Vorliegen des 
tatsächlichen Grundstückspreises soll sich der Gemeindevorstand im Vorfeld mit dem 
Grundstückankauf auseinandersetzen, danach das Gespräch mit dem Grundeigentümer 
suchen um Ende April 2022 im Gemeinderat zu einer Behandlung und Beschlussfassung zu 
kommen. 

GV Sabine Szuppin führt an, dass man sich auch in der UDW mit dieser Thematik eingehend 
beschäftigt hat. Das Grundstück liegt natürlich ideal, der Preis mit mehr als € 200,--/m? wirft 
allerdings doch einige Fragen auf. Wie weit ist es gut für die Gemeinde, wenn man einerseits 

mit Grundeigentümern Verhandlungen über Aufschließungsgebiete führt und hier versucht 
den Preis mit€ 85,-- bis 90,--/m? (aufgeschlossen) möglichst niedrig zu halten, andererseits 
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aber selbst ein Grundstück um mehr als das Dappelte ankaufen möchte- und wie glaubwürdig 
ist die Gemeinde dann noch und welche Auswirkungen ergeben sich hier für die Zukunft? Der 

angebotene Kaufpreis steht auch eindeutig im Widerspruch zum Verkauf des Objektes O.H. 

62, wie will man das der Ortsbevölkerung erklären und außerdem hat man auch nicht über 

alternative Lösungsansätze nachgedacht, die im DE-Prozess, der doch auch schon wieder 
einige Zeit her, behandelt wurden. Hier wäre es aufgrund der zwischenzeitlichen 
Entwicklungen (Wohnbausituation, ... ) notwendig gewesen, dass man sich im Bauausschuss 

mit dieser Thematik befasst. 

Es entwickelt sich eine eingehende Diskussion, in der GR Mariel und GV Borchers seitens der 
ÖVP darauf hinweisen, dass man erst vor 2 Jahren einen Zu bau um 400.00,-im Kindergarten 
vorgenommen hat und der Ankauf einerseits nicht zwingend notwendig wäre. Dennoch sollte 
man sich zukunftsorientiert das Grundstück sichern, weil sich die einmalig hohen Grundkosten 

im Falle einer möglichen Erweiterung mehr als relativieren. Sollte vergleichsweise eine 
Verlegung des Kindergartens und ein Neubau ins Auge gefasst werden, stellt sich neben der 

Hauptfrage, wo man überhaupt ein geeignetes Grundstück findet (Ankaufskosten), die Frage, 
wie man den Neubau von mehr als€ 3,0 Mio finanziert (€ 500.000,-- für 6 Gruppen). Es wäre 

hier zweckmäßiger sich mit Dingen und Themen auseinanderzusetzen, die anstehen, wie zum 

Beispiel der Neubau bzw. die Sanierung des Gemeindeamtes und nicht darüber zu diskutieren, 
was sich vielleicht, wie entwickeln kann. 

GR Szuppin Andreas weist daraufhin, dass es hier nicht nur um den m2-Preis von€ 200,-- geht, 
sondern es sich um das Nachbargrundstück der Gemeinde handelt und am freien Markt und 
der momentanen Zuzugsentwicklung der Preis durchaus realistisch ist und man sich unter 
diesem Aspekt überlegen sollte, ob man das Grundstück jemanden anderen überlässt. 

GV Schuster führt an, dass für ihn dieser Widerspruch ein flächenmäßig größeres Grundstück 
um € 58.000,-- zu verkaufen und gleichzeitig ein kleineres Grundstück, das man vielleicht 
einmal brauchen wird um € 160.000,-- zu kaufen, nicht nachvollziehbar ist. Hier wirft man 
einerseits mit Steuergeldern um sich, ohne eine Grundlage dafür zu haben. Es gilt als Gebot 
der Stunde ein Gutachten erstellen zu lassen um den Kaufpreis zu objektivieren um den 
Ankauf der Ortsbevölkerung gegenüber vertreten zu können. 

Es entwickelt sich eine weitere Diskussion über die Notwendigkeit der Erstellung eines 
Gutachtens, die sich daraus ergebenden Konsequenzen und der Tatsache, dass sich die 
Gemeinde in den nächsten Jahren mit der Erstellung eines OE-Konzeptes befassen muss und 
eventuell auch andere Standorte für einen Kindergarten gefunden werden können. 

Bezüglich des Zustandes des bestehenden Gebäudebestandes weist der AL darauf hin, dass 
die Einreichpläne im Bauakt vollständig sind und die Objekte zwischen 1955 und 1964 nach 
dem damaligen Stand der Technik errichtet worden sein dürften, somit sich also durchaus, 
weil auch teilweise unterkellert, für Wohnzwecke eignen dürften. Im Hinblick darauf, dass erst 
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in den letzten Wochen Grundstücke mit weit schlechterem Gebäudebestand zu höheren 
Preisen verkauft wurden, wird der angebotene Verkaufspreis wohl auf dem freien Markt 
erzielt werden können und es sollte sich hier die Diskussion nicht in die Richtung entwickeln, 

dass die Gemeinde quasi erpresst wird. 

Dem schließt sich der Vorsitzende an und betont nochmals, dass es ein sehr gutes Gespräch 
mit dem Eigentümer gegeben hat und die Entscheidung, ob man das vorliegende Anbot 

annimmt, vom Gemeinderat zu treffen ist. 

Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, stellt Vßgm Pint, als Vorsitzender den 

Abänderungsantrag wie folgt: 

Jeder Kauf bzw. Verkauf von Grundstücken durch die Gemeinde sollte nach objektiven und 
transparenten Kriterien erfolgen. Der Ankauf der Liegenschaft Untere Gartengasse 6 mit der 
vorliegenden Kaufoption liegt im öffentlichen Interesse und muss daher, nach Rücksprache mit 
dem Grundeigentümer (was erfolgt ist), zu marktüblichen Kriterien begutachtet werden. Die 
Kosten der Begutachtung werden von der Gemeinde übernommen. Nach Vorliegen des 
tatsächlichen Grundstückspreises soll sich der Gemeindevorstand im Vorfeld mit dem 
Grundstückankauf auseinandersetzen, danach das Gespräch mit dem Grundeigentümer 
suchen um Ende April 2022 im Gemeinderat zu einer Behandlung und Beschlussfassung zu 
kommen. 

BI.ZI. 4 a/2022 

Der Gemeinderat beschließt mit 12:8 Stimmen (9 Gegenstimmen der ÖVP-Fraktion sowie 3 
Stimmenenthaltungen: GV Sabine Szuppin, GR Mag. Krojer, GR Wukovatz - Bürgermeister 
befangen) dem vorgebrachten Abänderungsantrag negativ gegenüberzutreten, womit dieser 

als abgelehnt gilt. 

Nach kurzer Diskussion ersucht VBgm Pint als Vorsitzender darüber abzustimmen, dass die 
Liegenschaft Untere Gartengasse 6 mit einer Fläche von ca. 800 m? zum Preis von€ 160.000,­ 
aufgrund des vorliegenden Angebotes der Grundeigentümer angekauft werden soll. 

BI.ZI. 4 b/2022 

Der Gemeinderat beschließt mit 11:9 {11 Gegenstimmen der SPÖ und UDW Fraktion) dem 
vorgebrachten Hauptantrag negativ gegenüberzutreten, womit dieser ebenfalls als abgelehnt 

gilt. 
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06} Personalangelegenheiten - Aufnahme eines Gemeindearbeiters und Behandlung 
diverser Ansuchen 

Verfassung einer gesonderten Niederschrift gem. § 44 (1) Bgld. GO 

07} Berichte 
a. der Obmänner/-frauen 
b. allgemein 

zu a) 

Die Obfrau des UA berichtet, dass seitens des UA zwei Workshops und zwar ein 
Obstbaumschnittkurs und ein Veredelungskurs organisiert wurden, die beide sehr gut besucht 
waren und sich die Kosten somit selbst getragen haben. Es soll jetzt noch, aufgrund von 
Anfragen, ein Kurs mit Schwerpunkt Pflanzenschutz veranstaltet werden. 

Des Weiteren wird es Anfang April auch einen Photovoltaik-Vortrag geben. Das Interesse dafür 
scheint sehr groß zu sein und es war relativ schwierig einen kompetenten Vortragenden dafür 
zu finden. 

Die Flurreinigung ist ebenfalls in Vorbereitung und es gibt zahlreiche Anmeldungen seitens der 
Schule. Es bleibt zu hoffen, dass das Wetter hält, weil ein Verschieben aufgrund der nächste 
Woche beginnenden Osterferien nicht möglich wäre. 

Der Obmann des BA führt aus, dass die nächste Sitzung vorauss. am 19 oder 20. April 
stattfinden wird. Es gilt hier noch einige Entwicklungen und Termine {Projekt Mittendrin) 
abzuwarten und man wird sich dann auch wieder mit dem Thema Gemeindeamt beschäftigen 
müssen. Zu den Vorwürfen, dass kaum BA-Sitzungen stattfinden führt er aus, dass im Zeitraum 
2012 bis 2017 insgesamt 12 Sitzungen stattgefunden haben. Mit Nov. 2017 hat er den Vorsitz 
übernommen und seither wurden bereits 19 Sitzungen durchgeführt. 

zu b) 

Vorsitzender führt aus, dass wie im Vorstand berichtet, nach Rücksprache mit Archr. Bauer die 
Container in der Wr. Straße 13 für die WC-Anlagen am Kinderspielplatz verwendet werden 
können. Bezüglich Kanalanschluss wurde seitens des AL mit der Strabag Kontakt 
aufgenommen. 

In den vergangen Wochen sind zahlreiche Beschwerden betreffend Plastikflug im 
umgrenzenden Bereich der Fa. Hackl eingegangen, die sicherlich auch auf die starken und 
langanhaltenden Windereignisse zurückzuführen sind. Einige betroffene Bewohner und 
Gemeinderäte sind auch schriftlich bei der BH und der Umweltanwaltschaft vorstellig 
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geworden. Auch seitens der Gemeinde wurde mit der Fa. Hackl und der BH-EU Kontakt 

aufgenommen und in einem heute geführten Gespräch wurde seitens der BH mitgeteilt, dass 
der Akt und die Zuständigkeit an die Abt. 4 des Amtes der Bgld. LR übergegangen ist. Man wird 
hier also in den nächsten Tagen mit der zust. Abteilung Kontakt aufnehmen. 

Zum Thema Baugebiet in der Mühlgasse führt er aus, dass ein großes Tauschgrundstück 
gefunden werden konnte und daran auch die Schaffung von Betriebsgebiet gebunden ist. Es 
hat sich eine sehr komplexe Lösung ergeben, an der 14 Grundeigentümer beteiligt sind und es 
liegen nunmehr alle Angebote für ein Betriebsgebiet von 2,6 ha und die Unterschriften der 
beiden Haupt-Grundeigentümer in der Mühlgasse vor. Die Zustimmung für das dritte 
Grundstück (Besachwalterung) fehlt noch - hier soll in den nächsten Tagen aber eine Lösung 
vorliegen - ein Bericht über diese komplexe Thematik soll in der nächsten BA-Sitzung erfolgen. 

08) Allfälliges 

VBgm Pint führt aus, dass seitens der SPÖ zwei Anträge, wie folgt schriftlich eingebracht 
werden 

• SPÖ Wulkaprodersdorf fordert Verdoppelung des Heizkostenzuschusses 
• Trinkwasservorrichtung und Getränke-, Kaffee- und Snackautomat für den 

Erlebnisspielplatz 

und er bringt den Inhalt der beiden Anträge dem Gemeinderat zur Kenntnis. 

Bürgermeister führt dazu aus, dass die Installation eines Trinkwasserbrunnens ohnehin 
vorgesehen war - gleiches gilt auch für die Aufstellung eines Getränkeautomaten, wo es ja 
bereits Gespräche mit der Fa. Dobrovits gegeben hat. 

GR Mag. Krojer führt zum Thema Fa. Hackl aus, dass auch sie von vielen Anrainern mit 
Beschwerden konfrontiert wurde. Die Anrainer haben 4 bis 5 Wochen die abgelagerten 
Plastikteile nicht entsorgt und weggeräumt, damit sich das jemand von der zuständigen 
Behörde vor Ort selbst anschaut. Sie hat auch mit dem Umweltanwalt Kontakt aufgenommen 
und er hat sich vor Ort selbst ein Bild von der Situation gemacht und zugesichert, dass er die 
Anrainer unterstützen wird. Seit Jahren gibt es jetzt den Plastikflug und der Fa. Hackl wurde 
immer wieder aufgetragen diesen einzudämmen. Die Zuständigkeit liegt nunmehr bei der Abt. 
4 des Amtes der Bgld. LR/Frau Mag. Wagner. Diese hat über Anfrage mitgeteilt, dass man sich 
in einem laufenden Verfahren befindet und hat zugesagt, dass sie Sachverständige damit 
beauftragen wird sich die Situation anzuschauen. Das Hauptproblem stellt sich mittlerweile 
durch die kleinen Plastikteile und man hat einen Punkt erreicht, wo es bereits um 
Gesundheitsgefährdung geht, weil die Plastikteile über Futterpflanzen in Nahrungskette 
gelangen. Es liegt hier Gefahr in Verzug vor und es ist Aufgabe der Behörde hier umgehend 
Maßnahmen zu setzen. 
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Einen weiteren Punkt stellen die von außen erkennbaren Unmengen an gepressten 

Plastikwürfeln da, und es stellt sich die Frage, ob hier die Brandabschnitte wirklich eingehalten 

werden, denn es geht um eine Gefährdung der Ortsbevölkerung. Beim letzten Großbrand 
waren 350 Feuerwehrleute im Einsatz und sie hat daher auch um Überprüfung der Einhaltung 
der Brandabschnitte ersucht. 

GV Schuster gibt GR Mag. Krojer recht und ersucht, dass seitens der Gemeinde mehr Druck, 

z.B. auch über die Medien (Zeitungen) gemacht wird, um die Sache öffentlich wirksam zu 
machen und damit ein schnelleres Handeln der Sachverständigen zu bewirken. Er stellt 
weiters die Anfrage, ob im heurigen Jahr wieder eine Reinigung der Straßen, Gehsteige und 

Bordsteine geplant ist, was vom Bürgermeister bestätigt wird. Er ersucht, dass im Bereich des 

RHB Wulka neben der Sitzgelegenheit ein Mistkübel und auch ein Ständer für das Sackerl fürs 
Gackerl aufgestellt wird. Des Weiteren sollten auch die Hundebesitzer einmal mehr auf den 
bestehenden Leinenzwang erinnert und hingewiesen werden. 

Bürgermeister führt aus, dass er bezüglich Leinenzwang bereits mehrfach mit der Exekutive 

Kontakt aufgenommen hat und diese auch regelmäßig kontrolliert haben. Er wird aber 
nochmals diesbezüglich Rücksprache halten. 

GV Sabine Szuppin weist ebenfalls darauf hin, dass im Bereich des RHB immer wieder Hunde 
ohne Leine frei herumlaufen und man sich diesem Thema unbedingt annehmen sollte, weil 
auch sehr viele Kinder in diesem Bereich unterwegs sind. 

GR Mag. Krojer ersucht über Hinweis der VS-Lehrer um Abklärung, warum in letzter Zeit die 
Zufahrt zum Kirchenfriedhof über das offene Klassenzimmer immer wieder offensteht und 
Vorsitzender sagt zu, dass er mit der Pfarre Rücksprache halten wird. 

Bürgermeister weist darauf hin, dass in der letzten Aussendung der UDW auf die 
Jubiläumsgaben des Landes aufmerksam gemacht wurde. Er kann dazu versichern, dass 
seitens der Gemeinde die Jubiläen ordnungsgemäß gemeldet wurden. In der Aussendung 

wäre der Hinweis von Vorteil gewesen, dass das Land die Jubiläumsgaben per Postanweisung 

zustellt und die Gemeinde hier nicht weiter involviert ist. Es ist hier durchaus zu erbosten 

Anfragen gekommen, wobei sich nach Aufklärung und Recherche gezeigt hat, dass alles 
ordnungsgemäß gemeldet wurde und abgelaufen ist. 

Die nächste GV-Sitzung soll am 07.04 2022 und die nächste GR-Sitzung am 28.04.22 (RA 2021) 
stattfinden. 

Da es zu keinen weiteren Wortmeldungen kommt, gratuliert der Vorsitzende nachstehenden 
GR-Mitgliedern zum Geburtstag: 
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GR Peter Pint, GR Anita Marx, GR Franz Mariel, GV Helmut Schuster, GR Wolfgang Zeichmann 
und GR Mag. Margarethe Krojer und wünscht ihnen weiterhin Gesundheit und alles Gute für 
die Zukunft. 

Danach schließt der Vorsitzende um 20:30 Uhr die Sitzung. 

Der Bürgermeister: Der Schriftführer: Die Beglaubiger: 
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